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// Im Blickpunkth

Vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des EuGH zur Umsatzsteuerbefreiung von Ums�tzen mit Gl�cksspielautomaten

stellt sich die Frage, welche M�glichkeiten es gibt, die Bestandskraft von Steuerbescheiden zu durchbrechen. Schacht/

Steffens gehen dieser Frage anhand aktueller EuGH-Rechtsprechung nach. Eisolt geht am Beispiel des Beherbergungsge-

werbes der Frage nach, ob und in welchem Umfang der Erbbauberechtigte Anspruch auf Investitionszulage nach dem

InvZulG 2007 hat.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

// Standpunkt /
von Dipl.-Finanzwirt Georg

Harle, Regierungsoberrat,

Frankfurt amMain

KSt-Pflicht bei Ertr�gen von
Streubesitzbeteiligungen

In dem vom BMF Ende Mai 2008 vorgelegten

zweiten Entwurf zum JStG 2009 wird u.a. die

KSt-Pflicht von Dividenden und Ver�uße-

rungsgewinnen aus Streubesitzbeteiligungen

eingef�hrt. Eine Streubesitzbeteiligung soll

vorliegen,wenndie Beteiligung zuBeginndes

Veranlagungszeitraums unmittelbar weniger

als 10% des Grund- oder Stammkapitals be-

tragen hat. Zur Berechnung der Beteiligungs-

grenze sind Sonderregelungen vorgesehen,

z.B. f�r die Wertpapierleihe, in Organschafts-

f�llen, oder wenn Anteile �ber Personenge-

sellschaften oder Investmentverm�gen ge-

halten werden. Betriebsausgaben und Ge-

winnminderungen, die im Zusammenhang

mit einem Streubesitzanteil stehen, sollen nur

mit Ertr�gen aus solchen Anteilen ausgegli-

chen werden k�nnen, �bersteigende Betr�ge

sollen nur mit k�nftigen Bez�gen und Gewin-

nen aus Streubesitzbeteiligungen verrechnet

werdend�rfen. Die Ertr�ge aus Streubesitzbe-

teiligungen sollen bei der Anwendung der

Zinsschranke unber�cksichtigt bleiben. Zins-

aufwendungen, die im Zusammenhang mit

Ertr�gen aus Streubesitzanteilen stehen, sol-

len nicht den Beschr�nkungen der Zins-

schranke unterworfen sein. Die geplanten�n-

derungen betreffen nur Anteilseigner von

K�rperschaften, die k�rperschaftsteuerpflich-

tig sind. KeineAuswirkungen hat die geplante

Regelung auf die Gewerbesteuer, d.h. Ver�u-

ßerungsgewinne aus Streubesitzbeteiligun-

gen bleiben weiterhin gewerbesteuerfrei. Die

�nderungen sollen erstmals f�r den Veranla-

gungszeitraum 2009 anzuwenden sein. Der

urspr�ngliche Zweck der Vorschrift des § 8b

KStG, n�mlich durch eine technische Steuer-

freistellung eine Vermeidung des so genann-

ten „Kaskadeneffekts“ im Falle von Aussch�t-

tungen von Kapitalgesellschaften an nat�rli-

che Personen als Anteilseigner �ber zwi-

schengeschaltete Kapitalgesellschaften zu

erreichen, wird durch diese Regelung teilwei-

se konterkariert. Selbst im Hinblick darauf,

dass hier die Anteilseigner des G-REIT im

Blickfeld stehen, ist diese Gesetzesl�sung aus

rechtssystematischen Aspekten als proble-

matisch zu betrachten.

Entscheidungenen
BFH: Anteilsvereinigung in der Person einer

Gesamthand nicht gem�ß § 5 Abs. 1 GrEStG

beg�nstigt

Mit Urteil vom 2.4.2008 – II R 53/06 – hat der

BFH entschieden, dass die Verg�nstigungsvor-

schrift des § 5 Abs. 1 GrEStG auf eine Anteilsver-

einigung (§ 1 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 GrEStG) in

der Person einer Gesamthand nicht (entspre-

chend) anwendbar ist. Im entschiedenen Fall ha-

ben die beiden Gesellschafter der KT GmbH, die

ihrerseits an mehreren grundst�cksbesitzenden

GmbH’s beteiligt war, ihre Anteile an der KT

GmbH auf die von ihnen gegr�ndete GbR �ber-

tragen. Diesen Vorgang belegte das FA mit

Grunderwerbsteuer. Dann folgte der BFH: Der

Steuertatbestand des § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG

(Vereinigung aller Anteile in einer Hand) ist er-

f�llt. Weder ist die Besteuerung aus § 1 Abs. 3

Nr. 1 GrEStG verfassungsrechtlich zu beanstan-

den, noch bestehen europarechtliche Bedenken.

§ 5 Abs. 1 GrEStG ist auf eine Anteilsvereinigung

(§ 1 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 GrEStG) in der Person

einer Gesamthand nicht (entsprechend) an-

wendbar.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1253-1

BVerfG: Gewerbesteuerfreiheit von Freibe-

ruflern, Selbstst�ndigen und Landwirten

sowie die sog. Abf�rberegelung in § 15

Abs. 3 Nr. 1 EStG nicht verfassungswidrig

In seinemBeschluss vom15.1.2008 – 1 BvL 2/04 –

hat das BVerfG entschieden, dass es mit Art. 3

Abs. 1GGvereinbar ist, dassdieEink�nfte der frei-

en Berufe, der sonstigen Selbstst�ndigen und der

Land- u. Forstwirte nicht der Gewerbesteuer un-

terliegen. Nach wie vor bestehen im Hinblick auf

den Steuergegenstand und die wesentlichen Be-

steuerungsmerkmale Unterschiede, die eine Dif-

ferenzierung hinsichtlich der Gewerbesteuer

rechtfertigen. Außerdem hat das BVerfG die sog.

„Abf�rberegelung“ in § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG f�r

verfassungsgem�ß erkl�rt. Die aus der „Abf�rbe-

regelung“ folgende Ungleichbehandlung der ge-

mischt t�tigen Personengesellschaft gegen�ber

dem Einzelunternehmer, der im Gegensatz zur

Personengesellschaft gleichzeitig mehrere ver-

schiedene Einkunftsarten verwirklichen kann, ist

durchhinreichendgewichtigeGr�ndegerechtfer-

tigt. Das Gewicht dermit ihr einhergehendenUn-

gleichbehandlungder Personengesellschaften ist

zwar erheblich. Die Belastung wird allerdings vor

allemdurchdieM�glichkeitgemildert,der „Abf�r-

beregelung“durchgesellschaftsrechtlicheGestal-

tung auszuweichen. Dem Verfahren lag eine Vor-

lage des FG Niedersachsen zugrunde (Beschluss

vom21.4.2004 – 4 K 317/91; Erg�nzungsbeschl. v.

14.4.2005).

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1253-2

Verwaltungsanweisung
BMF: Einkommensteuerrechtliche

Behandlung von Fernseh-Preisgeldern;

Konsequenzen aus dem BFH-Urteil vom

28.11.2007 (IX R 29/06)

BMF, 30.5.2008 – IV C 3 – S 2257/08/10001

Das Schreiben stellt unter Bezugnahme auf das

BFH-Urteil vom 28.11.2007 Kriterien auf, wann

Gewinne aus Fernsehsendungen steuerbar sind.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2008-1253-3
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